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STUTTGART, 30. Mai. Stuttgart wächst
– und damit auch der Bedarf anWohnun-
gen. Da in der baden-württembergischen
Landeshauptstadt Bauland äußerst
knapp ist, setzt die Kommune seit Jahren
auf Nachverdichtung. Dazu gehört auch
die Aufstockung bestehender Wohnge-
bäude. Im Stuttgarter Stadtteil Bergheim
plant die Landes-Bau-Genossenschaft,
siebenGebäude aufzustocken, um zusätz-
lichen Wohnraum zu schaffen, wie Ge-
schäftsführer Josef Vogel berichtet. Insge-
samt entstehen 50 neue Mietwohnungen.
Für ihn liegen die Vorteile eines sol-

chen Vorgehens auf der Hand. Grund-
stück und Infrastruktur seien bereits vor-
handen. Und eine Aufstockung könne
notfalls auch im bewohnten Zustand er-
folgen. Im genannten Beispiel ziehen die
Bewohner der Häuser aber in andere
Wohnungen der Baugenossenschaft um,
die zumeist in unmittelbarer Nachbar-
schaft liegen.
Nicht nur auf Wohngebäuden kann so-

mit zusätzlicher Wohnraum geschaffen
werden, sondern gleichfalls auf Büros,
Parkhäusern oder Supermärkten. Die oft-
mals nur einstöckigen Einzelhandelsge-
bäude bieten einer neuen Studie zufolge
Platz für Hunderttausende Wohnungen.
Laut einer Untersuchung der TU Darm-
stadt und des Pestel-Instituts könnten al-
lein durch die Dachaufstockung von Bü-
rokomplexen und Verwaltungsgebäuden
in Deutschland 560 000 Wohneinheiten
errichtet werden. Das gesamte Potential
durch Nachverdichtung wie Aufstocken,
Umnutzung und Bebauung von Fehlflä-
chen (zum Beispiel Brachflächen) bezif-
ferten die Forscher auf 2,3 bis 2,7 Millio-
nen Wohnungen. Die Studie wurde von
einem Bündnis aus 16 Verbänden der
Bauwirtschaft in Auftrag gegeben.
Selbst City-Parkhäuser bieten Platz für

Wohnungen: Wird das oberste Parkdeck
aufgestockt, geht die im März dieses Jah-
res vorgestellte Studie von mindestens
20 000 zusätzlichen Wohneinheiten bun-
desweit aus. Insgesamt kommen die Wis-
senschaftler auf mehr als 1,2 Millionen
Wohnungen, die in Deutschland durch
den Umbau von Nichtwohngebäuden ent-
stehen könnten. Hinzu kämen noch ein-
mal zwischen 1,1 und 1,5MillionenWoh-
nungen, die durch die Dachaufstockung
von vorhandenen Wohngebäuden der
fünziger bis neunziger Jahre möglich wä-
ren.
Die Schaffung zusätzlicher Wohnflä-

che gehe nicht nur bei Flachdächern, son-
dern gleichfalls bei Satteldächern, sagt
Johannes Schwörer, der Präsident des
Hauptverbands der DeutschenHolzindus-
trie (HDH). Generell könne mit den zu-
sätzlichen Stockwerken gegen die Flä-
chenversiegelung angegangen werden,
weil kein neues Bauland benötigt werde.
Oftmals erfolgt der Aufbau der zusätzli-

chen Stockwerke mit Hilfe von Holzbau-
weise. Holz sei ein leichter Baustoff, und
außerdem sei eine hohe Vorfertigung
möglich, sagt Schwörer, der auch den
gleichnamigen Fertighaushersteller lei-
tet. „Die Handwerker rennen bei der Ver-
wendung von Fertigmodulen nicht mona-
telang durch das Haus, und das spart
dann viel Zeit bei der Bewältigung solch
eines Vorhabens.“ Natürlich bestehen
aber Grenzen: beispielsweise bei der Mo-
dulgröße, dem Zugang zum Gebäude
und der Möglichkeit, inwieweit ein ent-
sprechend großer Kran aufgestellt wer-
den kann. Es kommt also immer auf den
Einzelfall an.
Oftmals ist es gar nicht so einfach, so

ein Vorhaben rasch umzusetzen. Es könne
schon zwei bis drei Jahre dauern, bis die
Pläne letztendlich genehmigt seien, so
Schwörers Erfahrung. Der Präsident des
Verbandes derWohnungswirtschaft GdW,
Axel Gedaschko, weist darauf hin, dass es
zu vielerlei Schwierigkeiten kommen
kann: mangelnde Akzeptanz bei der Be-
wohnerschaft, ein zusätzlicher Bedarf an
Stellplätzen und Kellerräumen, die Statik
des Gebäudes oder auch die oft mangeln-
de Wirtschaftlichkeit einer Aufstockung.
Besonders schwierig seien Aufstockungen
von Gebäuden im bewohnten Zustand.
Durch eine gemeinsame Vorgehensweise
von Ländern, Kommunen undBund könn-
te ein Teil der Hemmnisse verringert wer-
den, meint Gedaschko. Das könne zu fol-
genden Vorteilen führen: „Ein breiteres
Wohnangebot im Quartier zugunsten der
sozialen und demographischen Mischung,
kein Verbrauch von zusätzlichem Bau-
land, Wegfall von Grundstückskosten und
Mitnutzung vorhandener Infrastruktur
und Verkehrsfläche.“
Schwörer fordert ein klares Bekennt-

nis der Politik zum Thema Aufstockung
und einheitliche Vorgaben. Ein strittiges

Thema sei oftmals der Brandschutz. In
manchen Fällen sehe es jede Behörde an-
ders und das verzögere entsprechende
Projekte. So fordert der Verband GdW,
dass als eine von mehreren Maßnahmen
die mit der Planungsrechtsnovelle von
2017 eingeführte neue Baugebietskatego-
rie „Urbane Gebiete“ mit Leben erfüllt
werdenmüsse, um für eine bessere Innen-
entwicklung der Städte zu sorgen. Ziel
des „Urbanen Gebiets“ sei ein besseres
Nebeneinander von Wohnen und Gewer-
be beziehungsweise sozialen, kulturellen
und anderen Einrichtungen. „Damit ha-
ben die Kommunen ein Instrument an
der Hand, mit dem sie die Innenentwick-
lung gegenüber einer Inanspruchnahme
von Flächen ‚auf der grünen Wiese‘ stär-
ken können“, meint Gedaschko. Die
neue Baugebietskategorie werde aber
nur dann städtebaulich in breitem Maße
umgesetzt werden können, wenn auch
der Lärmschutz entsprechend angepasst
werde. „Es würde die Situation deutlich
erleichtern, wenn die in den letzten Jah-
ren erheblich verbesserten technischen
Möglichkeiten des passiven Lärmschut-
zes unter anderem durch die Fensterkon-
struktionen bei der Beurteilung von
Lärmbelastungen genutzt werden könn-
ten.“
Neben Weiterentwicklungen im Bau-

und Planungsrecht sprechen sich Fachleu-
te gleichfalls für eine flexiblere Handha-
bung beispielsweise bei den Vorschriften
für Geschossflächen und für die Höhe
von Firsten aus und für eine Lockerung
bei der Stellplatzpflicht.
Verbandschef Gedaschko fordert fer-

ner finanzielle Anreize, um bei dem The-
ma voranzukommen. Sinnvoll wäre eine
Förderung von Vorhaben der Aufsto-
ckung, Umnutzung und qualitätsverbes-
sernden Innenentwicklung durch private
Investoren über einen erhöhten Abschrei-

bungssatz von 4 bis 5 Prozent anstelle
der steuerlichen Normalabschreibung
von 2 Prozent.“ So könnte man im spe-
ziellen Fall der Aufstockung der verkürz-
ten Restnutzungsdauer des Gebäudes
Rechnung tragen. Vorhaben kommuna-
ler und genossenschaftlicher Unterneh-
men sollten über eine Investitionszulage
in Höhe von 15 Prozent bezüglich der
Herstellungskosten unterstützt werden.
In Förderprogrammen, zum Beispiel der
Kreditanstalt für Wiederaufbau, sollten
auch die Möglichkeiten von Aufstockung
und Umnutzung von Nichtwohngebäu-
den berücksichtigt werden. Außerdem

müssten die Kombination und Kumulie-
rung von Förderprogrammen, zum Bei-
spiel für altersgerechtes Wohnen und Sa-
nierung, ermöglicht werden. Die Forde-
rung einer stärkeren finanziellen Unter-
stützung der Wohnungswirtschaft, sei es
durch steuerliche Vorteile oder durch Zu-
lagen, ist allerdings umstritten. Fachleu-
te weisen darauf hin, dass ein stärkerer
Wohnungsbau nicht etwa an fehlenden fi-
nanziellen Mitteln scheitere, sondern
vielmehr an Engpässen wie der oben ge-
schilderten behördlichen Genehmigung
oder der zumTeil völlig ausgebuchten Ka-
pazitäten der Bauunternehmen.

E s ist eine spannende Frage: Was
macht sich für jemanden, der eine

Wohnung oder ein Haus kaufen will, im
Augenblick stärker bemerkbar – die güns-
tige Finanzierung durch die niedrigen Zin-
sen oder die hohen Kaufpreise als Folge
des Immobilienbooms? Gefühlsmäßig ist
das nicht leicht zu beantworten, zumal
die Preise überall unterschiedlich stark ge-
stiegen sind. Das Institut der deutschen
Wirtschaft (IW) in Köln hat versucht, die
Frage mit Empirie und Statistik zu beant-
worten. Es kommt zu dem Ergebnis,
wenn man die Entwicklung der Woh-
nungspreise seit den siebziger Jahren um
die Inflation bereinigt und der Entwick-
lung des Zinsniveaus entgegenstellt, so ist

das Kaufen und Finanzieren vonWohnun-
gen im Durchschnitt heute sogar günsti-
ger als damals. Das Sinken der Zinsen sei
für die jährliche Belastung nach dem Im-
mobilienkauf unter dem Strich entschei-
dender gewesen als der Anstieg der Immo-
bilienpreise. Das ist bemerkenswert:
Wohneigentumwurde in diesem Sinne er-
schwinglicher. Allerdings ist nach diesen
Berechnungen der Tiefpunkt mittlerweile
unterschritten. Zuletzt sind die Zinsen
kaum noch gesunken, während die Immo-
bilienpreise zum Teil kräftig weiter stei-
gen. Ohnehin werden in diese Betrach-
tung nur Durchschnittspreise einbezo-
gen. In Großstädten wie München, Ham-
burg oder Frankfurt aber lag der Anstieg
der Immobilienpreise erheblich über dem
Durchschnitt, während das Zinsniveau
sich überall in Deutschland in etwa ähn-
lich entwickelt hat. Und: Wenn man aus-
schließlich vergleicht, wie sich seit dem
Jahr 2005 die Einkommen und die Immo-
bilienpreise entwickelt haben, dann sieht
man, dass die Preise im Schnitt den Ein-
kommen enteilt sind – etwas abge-
schwächt gilt das auch für die Mieten.

Ist die „grüne Finanzierung“ von Immo-
bilien eine Modeerscheinung oder ein
nachhaltiger Wandel auf dem Immobi-
lienmarkt?
Grüne Finanzinstrumente sind auf kei-

nen Fall Modeerscheinungen. Wir sehen
einen nachhaltigen Wandel, der durch
ein stärkeres Bewusstsein für unsere Um-
welt, aber auch durch rechtliche Vorga-
ben getrieben wird. Wenn man bedenkt,
dass grüne Finanzierungen noch vor kur-
zer Zeit ein absolutes Nischenprodukt wa-
ren, ist die Relevanz dieser Produkte heu-
te schon enorm. Und in meinen Augen
ist das Ende der Fahnenstange noch lan-
ge nicht erreicht. Der Immobilienmarkt
hat sich bereits nachhaltig verändert –
und wird sich auch weiter verändern.

Es gibt eine Fülle von Kriterien für „grü-
ne“ Finanzierungsinstrumente. Wie
lässt sich da Willkür ausschließen?
Solange es keine einheitlichen Stan-

dards gibt, sind für uns die Anforderun-
gen unserer Investoren und Kunden an
grüne Finanzinstrumente relevant. Das
ist für uns der Maßstab, den wir umset-
zen. Die Basis dafür ist ein ständiger Aus-
tausch. Darüber hinaus spielt das Thema
Verlässlichkeit und Transparenz eine gro-
ße Rolle. So haben wir beispielsweise ein
Green Bond Reporting entwickelt, in
demwir unser Vorgehen und unsere Krite-
rien detailliert aufzeigen und auch kon-
struktiv mit Investoren diskutieren. Es ist
ein gemeinsamer Prozess, in dem wir ler-
nen und uns weiterentwickeln. Aktuell

liegt unser Hauptaugenmerk auf der Ener-
gieeffizienz, langfristig geht es aber dar-
um, den gesamten Lebenszyklus einer Im-
mobilie zu betrachten und zu bewerten.
Zusätzlich nehmen wir auch an External
Audits teil, um unser Vorgehen durch un-
abhängige Dritte bewerten zu lassen.
Nichtsdestotrotz ist es enorm wichtig,
dass auf europäischer Ebene ein einheitli-
cher Standard für grüne Finanzinstrumen-
te entsteht. Ein nächster Schritt ist mit
dem Sustainable FinanceAktionsplan der
Europäischen Kommission eingeleitet.

Gerade in der Immobilienbranche mit
ihrem hohen CO2-Ausstoß sind ökolo-
gisch vorbildliche Gebäude noch sehr
selten zu finden. Ergibt es da Sinn, die
„grüne Finanzierung“ in den Vorder-
grund zu stellen?
Die Immobilienbranche gehört zu den

größten CO2-Produzenten und ist deswe-
gen ein wichtiger Faktor, um die Klima-
ziele zu erreichen. Mit der Energieein-
sparverordnung und auch KfW-Stan-
dards wurden bereits entsprechende ge-
setzliche Vorgaben geschaffen. Dement-
sprechend haben Neubauten bereits ein
gutes Niveau erreicht. Die Frage ist, wie
manmit dem Bestand umgeht und ob Un-
ternehmen hier bereits genug tun. Mei-
ner Meinung nach ist es deswegen genau
der richtige Ansatz, grüne Finanzierun-
gen in den Fokus zu stellen. Auf diese
Weise werden Anreize zur Ressourcen-
schonung und zur nachhaltigen, umwelt-
bewussten Bauweise geschaffen. Bei un-
serer Green-Loan-Initiative incentivie-

ren wir nachhaltige Finanzierungen.
Dazu haben wir ein spezielles Scoring-
Modell entwickelt, in dem verschiedene
Kriterien bewertet werden. Die Incenti-
vierung bewegt sich zwischen 5 und 10
Basispunkten. Erfüllt man die Energie-
einsparverordnung, ist das gut, unter-
schreitet man die Verordnung, ist es bes-
ser – dies schlägt sich dann auch in der
Marge nieder.

Ist der „grüne Trend“ in der Immobi-
lienbranche, wenn überhaupt, nicht auf
einzelne Inseln des Büromarktes be-
schränkt?
Aktuell sehen wir ganz klar, dass die

meisten grünen Objekte Bürogebäude
sind. Das liegt aber vor allem daran, dass
im Büromarkt viel mit Zertifikaten gear-
beitet wird. In anderen Asset-Klassen ist
dies noch nicht so weit ausgeprägt. Das
heißt aber nicht, dass hier nicht auch ent-
sprechende Standards angestrebt wer-
den. Bei Logistikimmobilien stehen zum
Beispiel zunehmend die Fragen im Fo-
kus, wie man Dachflächen nutzen kann
oder inwiefern die Bodenversiegelung
bei dem großen Flächenverbrauch redu-
ziert werden kann. Und auch imWohnbe-
reich ist das Thema Nachhaltigkeit bei-
spielsweise durch den KfW-55-Standard
oder das Passivhaus-Konzept zuneh-
mend relevant. Wir sehen über alle As-
set-Klassen hinweg entsprechende Be-
strebungen, denn nachhaltige Objekte
sind gefragt und lassen sich entspre-
chend besser vermieten beziehungsweise
verkaufen.
Die Fragen stellte Michael Psotta.

Erschwingliche Häuser
Von Christian Siedenbiedel
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Nicht unterm Dach,
sondern auf dem Dach
ist oftmals viel Platz. Er
kann durch Aufstockung
für neuen Wohnraum
genutzt werden – wenn
Politik und Behörden
mitspielen.

Von Oliver Schmale

Vier Fragen an: Sabine Barthauer, Deutsche Hypo

Ganz oben ist noch viel Platz

Zwei neue Stockwerke: Dachaufstockung mit vorgefertigten Bauelementen in Frankfurt Foto Helmut Fricke

„Noch sind grüne Objekte meistens Büros“
Über grüne Immobilienfinanzierung, das Fehlen europäischer Standards und Passivhäuser

Hafendorf Zerpenschleuse
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